
Abkommen Vereinigte Staaten/EG über die Förderung, Bereitstellung und Nut­
zung der Satellitennavigationssysteme GALILEO und GPS *** 

P7_TA(2011)0463 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 26. Oktober 2011 zu dem Entwurf 
eines Beschlusses des Rates über den Abschluss des Abkommens über die Förderung, Bereitstellung 
und Nutzung von GALILEO- und GPS-Satellitennavigationssystemen und verbundenen 
Anwendungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
den Vereinigten Staaten von Amerika andererseits (11117/2011 – C7-0185/2011 – 2011/0054(NLE)) 

(2013/C 131 E/24) 

(Zustimmung) 

Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis des Entwurfs eines Beschlusses des Rates (11117/2011), 

— in Kenntnis des Entwurfs des Abkommens über die Förderung, Bereitstellung und Nutzung von GALI­
LEO- und GPS-Satellitennavigationssystemen und verbundenen Anwendungen zwischen der Europäi­
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und den Vereinigten Staaten von Amerika 
andererseits (11575/2011), 

— in Kenntnis des vom Rat gemäß den Artikeln 171 und 172 und Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 
Buchstabe a und Artikel 218 Absatz 8 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
unterbreiteten Ersuchens um Zustimmung (C7-0185/2011), 

— gestützt auf Artikel 81, Artikel 90 Absatz 7 und Artikel 46 Absatz 1 seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie (A7-0332/2011), 

1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Abkommens; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie 
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und der Vereinigten Staaten von Amerika zu über­
mitteln. 

Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaa­
ten * 

P7_TA(2011)0464 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 26. Oktober 2011 zu dem Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (Neufassung) (KOM(2010)0784 – C7- 

0030/2011 – 2010/0387(CNS)) 

(2013/C 131 E/25) 

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren – Konsultation – Neufassung) 

Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (KOM(2010)0784), 

— gestützt auf Artikel 115 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, gemäß dem es vom 
Rat konsultiert wurde (C7-0030/2011),
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— gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 über die systematischere 
Neufassung von Rechtsakten ( 1 ), 

— unter Hinweis auf das Schreiben des Rechtsausschusses vom 25. März 2011 an den Ausschuss für 
Wirtschaft und Währung gemäß Artikel 87 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung, 

— gestützt auf die Artikel 87 und 55 seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Währung (A7-0314/2011), 

A. in der Erwägung, dass der vorliegende Vorschlag nach Auffassung der beratenden Gruppe der Juristi­
schen Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission keine anderen inhaltlichen 
Änderungen enthält als diejenigen, die im Vorschlag als solche ausgewiesen sind, und dass sich der 
Vorschlag in Bezug auf die Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen der bisherigen Rechtsakte 
zusammen mit jenen Änderungen auf eine reine Kodifizierung der bestehenden Rechtstexte ohne 
inhaltliche Änderungen beschränkt, 

1. billigt den Vorschlag der Kommission mit den Anpassungen an die Empfehlungen der beratenden 
Gruppe der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission und mit den 
nachstehenden Änderungen; 

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 293 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union entsprechend zu ändern; 

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament gebilligten Text 
abzuweichen; 

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der Kommission 
entscheidend zu ändern; 

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie 
den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 1 
Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 9 

(9) Bei der Behandlung von Betriebstätten müssen die Mit­
gliedstaaten möglicherweise die einschlägigen Voraussetzungen 
und Rechtsinstrumente festlegen, um im Einklang mit den Ver­
tragsgrundsätzen und unter Berücksichtigung international an­
erkannter steuerlicher Regelungen das nationale Steueraufkom­
men zu schützen und eine Umgehung innerstaatlicher Rechts­
vorschriften zu verhindern. 

(9) Bei der Behandlung von Betriebstätten müssen die Mit­
gliedstaaten möglicherweise die einschlägigen Voraussetzungen 
und Rechtsinstrumente festlegen, um im Einklang mit den Ver­
tragsgrundsätzen und unter Berücksichtigung international an­
erkannter steuerlicher Regelungen das nationale Steueraufkom­
men zu schützen, eine Umgehung innerstaatlicher Rechtsvor­
schriften zu verhindern und extreme Formen der Unterbesteue­
rung oder Nichtbesteuerung zu vermeiden. 

Abänderung 2 
Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe a 

a) besteuern der Staat der Muttergesellschaft und der Staat der 
Betriebstätte diese Gewinne entweder nicht, oder 

a) besteuern der Staat der Muttergesellschaft und der Staat der 
Betriebstätte diese Gewinne entweder nicht, wenn sie im 
Staat der Tochtergesellschaft mit einem gesetzlichen Kör­
perschaftssteuersatz von mindestens 70 % des in den Mit­
gliedstaaten geltenden durchschnittlichen gesetzlichen Kör­
perschaftssteuersatzes besteuert wurden, oder;
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VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 3 
Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b 

b) lassen der Staat der Muttergesellschaft und der Staat der 
Betriebstätte im Falle einer Besteuerung zu, dass die Mutter­
gesellschaft und die Betriebstätte auf die geschuldete Steuer 
den Steuerteilbetrag, den die Tochtergesellschaft und jegliche 
Enkelgesellschaft für diesen Gewinn entrichtet, bis zur Höhe 
der entsprechenden Steuerschuld anrechnen können, voraus­
gesetzt, dass die Gesellschaft und die ihr nachgeordnete Ge­
sellschaft im Sinne von Artikel 2 auf jeder Stufe die Bedin­
gungen gemäß Artikel 3 erfüllen. 

b) lassen der Staat der Muttergesellschaft und der Staat der 
Betriebstätte im Falle einer Besteuerung mit einem gesetzli­
chen Körperschaftssteuersatz von mindestens 70 % des in 
den Mitgliedstaaten geltenden durchschnittlichen gesetzli­
chen Körperschaftssteuersatzes zu, dass die Muttergesell­
schaft und die Betriebstätte auf die geschuldete Steuer den 
Steuerteilbetrag, den die Tochtergesellschaft und jegliche En­
kelgesellschaft für diesen Gewinn entrichtet, bis zur Höhe der 
entsprechenden Steuerschuld anrechnen können, voraus­
gesetzt, dass die Gesellschaft und die ihr nachgeordnete Ge­
sellschaft im Sinne von Artikel 2 auf jeder Stufe die Bedin­
gungen gemäß Artikel 3 erfüllen. 

Haushaltsordnung für den Jahreshaushaltsplan ***I 

P7_TA(2011)0465 

Abänderungen des Europäischen Parlaments vom 26. Oktober 2011 zu dem Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Haushaltsordnung für den 
Jahreshaushaltsplan der Europäischen Union (KOM(2010)0815 – C7-0016/2011 – 

2010/0395(COD)) ( 1 ) 

(2013/C 131 E/26) 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 1 
Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 

(1) Die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates 
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften ist mehrfach 
und in wesentlichen Punkten geändert worden. Da weitere An­
passungen erforderlich sind, insbesondere um mit dem Vertrag 
von Lissabon eingeführten Änderungen Rechnung zu tragen, 
empfiehlt es sich aus Gründen der Klarheit, die Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates durch die vorliegende 
Verordnung zu ersetzen. 

(1) Die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates 
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften ist mehrfach 
und in wesentlichen Punkten geändert worden. Da weitere An­
passungen erforderlich sind, insbesondere um mit dem Vertrag 
von Lissabon eingeführten Änderungen Rechnung zu tragen, 
empfiehlt es sich aus Gründen der Klarheit, die Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates durch die vorliegende 
Verordnung zu ersetzen, die gemäß dem Vertrag von Lissabon 
vom Europäischen Parlament und vom Rat gemeinsam im 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen wird. 

Abänderung 2 
Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 2 

(2) In der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 waren 
die für alle Gesetzgebungsakte und für sämtliche Organe und 
Einrichtungen maßgeblichen Haushaltsgrundsätze und Finanz­
vorschriften festgelegt. Die Grundprinzipien, der Ansatz und 
der Aufbau dieser Verordnung sowie die grundlegenden Vor­
schriften für die Haushaltsführung und das Finanzmanagement 
müssen beibehalten werden. Abweichungen von diesen Grund­
prinzipien sollten geprüft und so einfach wie möglich gefasst 
werden, wobei jeweils abzuwägen ist, inwieweit sie noch von 

(2) In der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 waren 
die für alle Gesetzgebungsakte und für sämtliche Organe und 
Einrichtungen maßgeblichen Haushaltsgrundsätze und Finanz­
vorschriften festgelegt, die die Aufstellung und Ausführung 
des Gesamthaushaltsplans regeln und eine wirtschaftliche 
und effektive Haushaltsführung, die Kontrolle und den Schutz 
der finanziellen Interessen der Union sowie eine zunehmende 
Transparenz gewährleisten. Die Grundprinzipien, der Ansatz 
und der Aufbau dieser Verordnung sowie die grundlegenden
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( 1 ) Der Gegenstand wurde gemäß Artikel 57 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Geschäftsordnung an den Ausschuss zurück­
überwiesen (A7-0325/2011). 

Mittwoch, 26. Oktober 2011
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